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B Bezirksbezogene Anträge

1

Beschluss

Beschleunigung derWindenergie in Berlin Mitte – Jetzt!

Berlins Bemühungen um mehr erneuerbare Energien sind begrüßenswert – auch, wenn hier

noch einige Potentiale unausgeschöpft sind. Der Fokus ist hier insbesondere auf Photovoltaik-

Anlagen auf privaten sowie öffentlichen Dächern gerichtet.

Eine Energiequelle, die bisher vor allem im ländlichen Raumverbreitet ist, ist dieWindenergie.Wind-

kraftanlagen auf Berlins Dächern sind bisher eine Rarität. Windkraft in der Stadt ist eine wichtige

Ergänzung zur Sonnenenergie und alle Flächen, die fürWindkraftanlagen nutzbar sind, sollten ent-

sprechend genutzt werden.

wir fordern daher:

• dass sich die BVV-Fraktion gegenüber dem Bezirksamt Mitte dafür einsetzt, dass Baugeneh-

migungen für Kleinwindkraftanlagen deutlich vereinfacht werden und Hürden für deren Er-

richtung abgebaut werden.
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2

Beschluss

Bekämpfung des Müllproblems in Berlin-Mitte – Jetzt!

Die Fraktion der SPD-Mitte soll sich für die Umsetzung folgender Forderungen im Bezirk Mitte

einsetzen:

• Erhöhung der Mülleimeranzahl und der Mülleimerkapazität bzw. Erarbeitung eines effektive-

ren Mülleimerkonzepts

• Maßnahmen zur Sensibilisierung der lokalen Bevölkerung (lokale Öffentlichkeitskampagne

zur Müllproblematik)

• Zugehen auf große, im Abteilungsgebiet ansässige Supermarktketten zum Aufbau von mehr

Glascontainern z. B. auf Supermarktparkplätzen

• Präventionsarbeit in Bildungseinrichtungenwie Schulen, Horts und Kitas zur lokalen Umwelt-

verschmutzung (Ordnungsamt, Grünflächenamt oder andere Informationsmaßnahmen)

• Einbindung und Vernetzung von Schüler/Schülerinnen in Müllsammelaktionen durch Bil-

dungseinrichtungen in Zusammenarbeit mit der Stadtteilvertretung

2



Antragstool SPD Berlin Mitte

Antragstool SPD Berlin Mitte
Ini Initiativanträge

Ini Initiativanträge

Ini1

Beschluss

Solidarische Migrationspolitik statt Populismus

ZurWeiterleitung an die S&D Fraktion im Europäischen Parlament:

Wir stehen für eine solidarischeMigrationspolitik. EineMigrationspolitik, die Chancen eröffnet, statt

Grenzen zu ziehen. Eine Migrationspolitik, die das Miteinander fördert, statt Hierarchien aufzubau-

en. Eine Migrationspolitik, die uns hilft, Herausforderungen zu meistern, die Weichen für eine gute

Zukunft für uns alle zu stellen und gleichzeitig Menschenleben zu retten.

Populistisch motivierte Debatten, die wie aktuell über Abschiebungszahlen, Grenzkontrollen und

Obergrenzen für die Aufnahme von Geflüchteten geführt werden, sind kein Ausdruck  einer sozial-

demokratischen Migrationspolitik. Die Verwirklichung der in den Menschenrechtskonventionen, in

der Charta derGrundrechte der EuropäischenUnion und in unseremGrundgesetz verankerten Rech-

teundPrinzipienmüssendieunbedingteHandlungsgrundlagedeutscherMigrationspolitik sein.Das

Recht auf Asyl, die Rettung von Menschenleben sowie die erfolgreiche Integration durch Interakti-

on und Teilhabe der nach Deutschland und in die Europäischen Union kommenden Menschen in

Gesellschaft und Arbeitsmarkt, stehen imMittelpunkt unserermigrationspolitischen Bemühungen.

Überdies setzen wir uns im Rahmen unserer internationalen Politik weiterhin dafür ein, soziale Ge-

rechtigkeit weltweit zu verwirklichen, damit Menschen gar nicht erst aus ihrer Heimat fliehenmüs-

sen, auch um das weitere Sterben imMittelmeer zu verhindern.

In diesem Sinne fordern wir die sozialdemokratischenMitglieder des Europäischen  Parlaments, des

Bundestages, des Berliner Abgeordnetenhauses, der Bundesregierung und des Berliner Senats auf,

sich für folgende Maßnahmen einzusetzen:

In den Bundesländern

• Grundgedanke jeder Integrationspolitik mit humanistischem Anspruch ist die Ermöglichung

gesellschaftlicher Teilhabe, also insbesondere der Zugang zu  Unterstützungsangeboten, Bil-

dung, Qualifizierung und Arbeit. Dazu gehört auch der  gleichberechtigte Zugang zu Wohn-

raum. Gemeinschaftsunterkünfte oder Unterkünfte außerhalb von Wohngebieten kommen

nur als kurzfristige Maßnahmen zur Sicherstellung der Unterbringung und Versorgung in Be-

tracht. Sie dürfen nicht als Regeleinrichtung etabliert werden. Eine möglichst kurze Aufent-

haltsdauer ist   Im Fall der Unterbringung in diesen Unterkünften müssen die Kommunen An-

gebote zur sozialen Teilhabe außerhalb dieser Unterkünfte schaffen. Isolation ist zu verhin-

dern, umWege zu echter Integration zu beschreiten. Eine „Verwahrung“ in solchenUnterkünf-

tenwiderspricht allen fortschrittlichen sozial- und bildungswissenschaftlichen Erkenntnissen.
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• In jeder Kommune sollen Zusatzkontingente an Plätzen in Kindertagesstätten für geflüchte-

te Kinder vorgehalten werden. Überdies sollen inklusive Programmewie die der „Sprachkitas“

ausgebaut und dauerhaft finanziell abgesichert werden. Um den Übergang in die Grundschu-

len zu erleichtern, sollen in ausgewählten Grundschulen Vorklassen für geflüchtete Kinder ab

fünf Jahren eingerichtet werden, in denen die Kinder nach dem Vorbild derWillkommensklas-

sen vor dem Übergang in die erste Klasse besser Deutsch lernen können. Schulpflichtige ge-

flüchtete Kinder und Jugendliche sollen ihr Recht auf den Besuch der nächstgelegenen Grund-

oder weiterführenden Schulen durchsetzen können.

• Wir unterstützen das Berliner Konzept fürWillkommensklassen an Regelschulen, das neben

inhaltlichen Ansprüchen an Bildungsstandards, klare Vorgaben für die Höchstdauer der Be-

schulung inWillkommensklassenund eineAnbindung anden regulären Schulbetrieb vorsieht.

Schüler*innen sollen während der Beschulung inWillkommensklassen dieMöglichkeit haben,

den Schulbesuch an einem Standort abzuschließen (statt Wechsel nach z.B. Ende der Zeit in

der Erstaufnahmeeinrichtung). Die Lehrkräfte der Willkommensklassen sollen nach Möglich-

keit gut qualifizierte Lehrer*innen undTeil des Kollegiums sein und nachMöglichkeit eine Aus-

bildung für Deutsch als Zweitsprache/Fremdsprache besitzen.

• Die kürzlich in Kraft getretene bundesgesetzliche Erleichterung für den Bau von sozialer Infra-

struktur, wie Schulen, Kitas und Begegnungsstätten (sog. Sonderbaurecht soziale Infrastruk-

tur) soll durch die zuständigen Ämter konsequent genutzt werden. So können schnell zusätz-

liche und an das Regelschulsystem angedockte Kapazitäten geschaffen werden, die sowohl

für Willkommens- als auch für Regelklassen genutzt werden können. Eine Separierung der in

Städten und Kommunen lebenden Kinder und Jugendlichen lehnen wir ab.

• Im Bereich der allgemeinen und berufsbezogenen Sprachförderung sind die Angebote zu ver-

stetigen und die Zugänge zu erweitern. Dazu sind ausreichende Angebote als Grundversor-

gung durch eine Sockelfinanzierung sicherzustellen, damit sich eine entsprechende Angebots-

struktur etablieren und kontinuierlich qualitätsgesichert weiterentwickeln kann. Die Zahl der

angebotenen Plätze soll bedarfsgerecht erweitert werden. Der Zugang zu berufsvorbereiten-

den Sprachkursen ist für alle nach Deutschland Ankommenden zu öffnen. Zugangsbeschrän-

kungen zu Integrations- und Berufssprachkursen, insbesondere imHinblick auf die sogenann-

te Bleibeperspektive, sind aufzuheben.

• Geflüchtete haben ein Recht auf ein selbstbestimmtes Leben und fördernde Rahmenbedin-

gungen. Zusätzliche Eingriffe in den ohnehin schon stark regulierte Alltag der Menschen und

mehr bürokratische Vorgaben, wie durch eine Einführung von Bezahlkarten, lehnen wir ab.

• Der Zugang zum Arbeitsleben ist in unserer Gesellschaft ein wesentlicher Ausdruck sozialer

Teilhabe. Daher sind alleMöglichkeiten auszuschöpfen, um Schutzsuchende zügig in Erwerbs-

arbeit zu vermitteln. Soweit diese im Auftrag oder Zuständigkeitsbereich von Kommunen, der

Bundesländer oder in den in ihremEigentumstehendenUnternehmen tätigwerden, ist die Ar-

beit nach den für diese Tätigkeit geltenden tariflichen Bestimmungen zu entlohnen. Eine Her-

anziehung zu unbezahlter Beschäftigung lehnen wir entschieden ab.  Studien haben gezeigt,

dass insbesondere die Integration von geflüchteten Frauen in den Arbeitsmarkt eine Heraus-

forderung darstellt. Aus diesem Grund muss auf diese Aufgabe ein besonderes Augenmerk

gelegt werden.Wichtig ist u.a. der Ausbau von Kinderbetreuung und geschützten Räumen im

gesamten Asylverfahrens- und Integrationsprozess.
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Im Bund

 

• Nach dem völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die Ukraine sind 1,1MillionenMenschen

vordiesemKriegnachDeutschlandgeflohen.DiegesamteGesellschaft hat esgeschafft, diesen

Menschen Sicherheit zu geben und sie vergleichsweise schnell mit dem Nötigsten zu versor-

gen. Aus diesen Erfahrungen wollen wir lernen und auch Schutzsuchende aus anderen Län-

dern, die nach Deutschland kommen, schnell und zielgerichtet unterstützen.Wir erkennen an,

dass viele Kommunen derzeit mit der Unterbringung und Versorgung von Geflüchteten stark

beansprucht sind.Umdie Situation zu entspannen, sollten alleGeflüchteten–wiedieGeflüch-

teten aus der Ukraine – ihrenWohnort frei wählen können. So können sie auch über private

Kontakte eineUnterkunftfindenunddas kommunaleAufnahmesystemwirdentlastet.Gleich-

zeitig sollen Best Practices aus Kommunen, die durch eine erfolgreiche Auszugsbegleitung da-

zu beigetragen haben, dass Schutzsuchende aus Gemeinschaftsunterkünften in Wohnungen

umziehen konnten, bundesweit verbreitet und unterstützt werden. Die Pflicht zur Meldung

desWohnortes undMitteilung vonOrtswechseln gegenüber den zuständigenBehördenbleibt

für die Asylsuchenden

• Die dringend notwendige Reform der Leistungen an Geflüchtete und Asylbegehrende muss

die Sicherung der Menschenwürde in den Mittelpunkt stellen. Migrationspolitisch motivierte

Kürzungen im Asylbewerberleistungsgesetz, Kürzungen ohne sachliche Grundlage und eine

bundesweit geregelte verpflichtende Einführung von Bezahlkarten oder Sachleistungen leh-

nen wir ab.

• Der Zugang zumGesundheitswesen ist für alle Antragsteller*innen auf Asyl, insbesondere für

traumatisierte Geflüchtete, ebenso bedeutsam für dieWahrung der körperlichen Unversehrt-

heit, wie auch für dieWahrung der Menschenwürde. Nach wie vor bietet Deutschland hier ei-

nen Flickenteppich unterschiedlicher, teils unwürdiger Verfahren.Wir fordern a. ein Ende der

Übernahme von Arztkosten nach Vorstellung beim Sozialamt und stattdessen die bundesein-

heitliche Einführung der elektronischenGesundheitskarte für Geflüchtete, sowie bspw. Berlin

dies 2016 bereits getan hat.

• Der Gesetzgeber muss sicherstellen, dass es keine geflüchteten Menschen erster und zweiter

Klasse gibt. Es darf keine Unterschiede geben, die zu einer Ungleichbehandlung und einem

ungleichen Zugang zu Unterstützungssystemen und Integrationsangeboten führen.

• KeineObergrenzen und keineQuotenregelungen. Siewidersprechen demgrundgesetzlich ga-

rantierten Recht auf Asyl.

• Dringend notwendige Investitionen in die kommunale Infrastruktur müssen jetzt getätigt

werden. Die sogenannte Schuldenbremse darf nicht zur Investitionsbremse werden und als

Vorwand dienen, den Solidaritätsgedanken zu unterlaufen. Auch der Bund trägt Verantwor-

tung für eine gute Entwicklung der Kommunen. Nach mehreren Krisenjahren, in denen unter

Aussetzung der Schuldenbremsemit verschiedenenMitteln den negativen Auswirkungen von

Pandemie und Krieg auf unsereWirtschaft entgegengewirkt werden konnte, ist jetzt die Zeit,

ummit Investitionen in Schulen, Infrastruktur, Wohnraum und unser Gesundheitssystem un-

sere Gesellschaft für die nächsten Jahre und Jahrzehnte fit zu machen. Eine sichere soziale

5
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Infrastruktur und gute staatliche Angebote sind das beste Mittel gegen Populismus. Jeder Eu-

ro, der in eine angemesseneUnterbringung, Bildung, Qualifizierung und Integration in die und

den hiesigen Arbeitsmarkt investiert wird, ist zudem eine Investition in die Zukunftsfähigkeit

desWirtschaftsstandortes Deutschland.

• Wir begrüßen das im Sommer verabschiedete Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das Asylbe-

gehrenden, die vor dem 29. März 2023 eingereist sind, eine Aufenthaltserlaubnis als Fachkraft

ermöglicht.Wir fordern, die Stichtagsregelung des Gesetzes zu streichen, ummehrMenschen

den Spurwechsel zu ermöglichen. Gleichzeitig müssen die Kommunen und zuständigen Be-

hörden umgehendmit ausreichendenMitteln ausgestattet werden, um dieMenschen schnell

in den Arbeitsmarkt integrieren zu können. Einen Zwang zu unbezahlter Arbeit lehnen wir ab.

• Wir fordern die Abschaffung von jeglichen Sperrfristen für Asylsuchende zur Aufnahme einer

Tätigkeit - wie für Geflüchtete aus der Ukraine bereits umgesetzt - damit wir allen Menschen

gleichermaßen den unmittelbaren Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglichen.

• Legale Migrationswegemüssen schneller ausgebaut werden. Dabei unterstützen wir die Idee

vonMigrationsabkommenmit anderen Staaten in dem Sinne, dass sie legale Migrationswege

nachDeutschlanderöffnen, dasWohlergehenderGeflüchtetenbeinhaltenunddieAufnahme-

länder die Menschenrechte der Geflüchteten nach ihrer Rückkehr garantieren. Um dringend

benötigte Fachkräfte aus dem Ausland für den Arbeitsmarkt zu gewinnen, muss auch die Er-

teilung vonArbeits- undAufenthaltsgenehmigungen in denHerkunftsländern durch deutsche

Behörden beschleunigt werden. Dazumüssen die Verfahren und einzureichenden Unterlagen

grundlegend überprüft und womöglich entbürokratisiert werden.

• Die Unterstützung privater Initiativen zur Seenotrettung soll, wie im Koalitionsvertrag zwi-

schen SPD, Grünen und FDP vereinbart, fortgesetzt werden. Dies gilt insbesondere, solange

und soweit keine staatlich organisierte Seenotrettung zwischen den Mitgliedstaaten der Eu-

ropäischen Union vereinbart ist und Geflüchtete im Mittelmeer der Willkür der angrenzen-

den Küstenwachen ausgesetzt sind. Eine Kriminalisierung privater Seenotrettung muss aus-

geschlossen werden.

• Der Schutz von Menschen vor Verfolgung hat sich an der tatsächlichen Sicherheits- und Men-

schenrechtslage in dem jeweiligen Staat zu orientieren. Im Rahmen der Prüfung einer mögli-

chen Einstufung weiterer Staaten zu sicheren Herkunftsstaaten ist zwingend die Rechtspre-

chung des Bundesverfassungs-gerichts zu beachten. Danach muss für die Bestimmung eines

Staates zum sog. sicheren Herkunftsstaat dort Sicherheit vor politischer Verfolgung landes-

weit sowie für alle Personen- und Bevölkerungsgruppen bestehen. Vor dem Hintergrund der

Verfolgung von LSBTIQ* fordern wir daher, Senegal und Ghana von der Liste zu streichen und

Algerien, Georgien, Marokko, Moldau und Tunesien nicht aufzunehmen.

• Auch bei Rückführungen sind humanitäre Grundsätze zu achten. Unangekündigte Abschie-

bungen bei Nacht und Nebel können gerade für Kinder und Geflüchtete aus Kriegsgebie-

ten traumatisierend wirken. Insbesondere geduldete Asylbewerber*innen, die bereits lan-

ge in Deutschland leben, dürfen nicht unangekündigten, spontanen Abschiebungen ausge-

setzt sein, da in den meisten Fällen enge persönliche Beziehungen aufgebaut oder auch

Ausbildungs-/Arbeitsverhältnisse begründet wurden und häufig kaum oder keine Verbindun-

gen zum Herkunftsland mehr bestehen. Die Ausweitung des Abschiebegewahrsams auf 28
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Tage sehen wir kritisch und fordern, diese nur in Ausnahmefällen auszureizen - Asylsuchende

sind keine Verbrecher*innen. Wichtige Re-Integrationsmaßnahmen müssen aufrechterhalten

und ausgebaut, gleichzeitig jedoch kritisch auf ihre Effektivität geprüft und entsprechend an-

gepasst werden. Insbesondere die engmaschige Begleitung durch kleinere, lokal verankerte

Organisationen sollte verstärkt ermöglicht werden.

In der Europäischen Union

 

• Wir bekräftigendenBeschluss60/II/2023desBerliner Landesparteitages.DieGemeinsameEu-

ropäische Asylpolitikmuss jetzt in diesem Sinne so schnell wie möglich zu einer solidarischen

Verteilung der ankommenden und schutzsuchenden Menschen auf die Mitgliedstaaten der

EuropäischenUnion führen. Einen durch die tatsächliche Praxis der Grenzbehörden verursach-

ten Zustand der Rechtlosigkeit an den Außengrenzen der Europäischen Union darf es künftig

nicht mehr geben.

• Deutschland setzt sich innerhalb der Union aktiv undmit aller Kraft für eine verbesserte Nach-

folgeregelung des Dublin Übereinkommens ein. Im Sinne des Reformentwurfs des Europäi-

schen Parlamentes aus dem Jahr 2017 soll insbesondere das Prinzip des sog. “Erstaufnahme-

landes” überwunden sowie ein permanenter, automatischer und verpflichtender Verteilungs-

mechanismus eingeführt werden. Asylverfahren in Transit- oder Drittstaaten lehnen wir ent-

schieden ab.

• Deutschland setzt sich innerhalb der Europäischen Union für eine staatlich organisierte See-

notrettung ein. Menschen in Seenot zu retten, gehört grundsätzlich zu den staatlichen Aufga-

ben, eineÜbernahmedieser durch privateOrganisation kann nicht dauerhaft erfolgen. Gleich-

zeitig lehnen wir die Kriminalisierung privater Seenotrettung durchMitgliedstaaten der Euro-

päischen Union entschieden ab.
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Beschluss

Übernutzung der Berliner Gewässer beenden und Berliner Strategie
zur Biologischen Vielfalt endlich umsetzen

Der Kreisvorstand Mitte, der Landesvorstand sowie die sozialdemokratischen Mitglieder des

Senats und des Abgeordnetenhauses Berlin setzen sich für die Umsetzung des 2012 unter der

rot-schwarzen Koalition beschlossenen „Strategie zur Biologischen Vielfaltïnsbesondere für die

Erreichung der Ziele 8 (Berlin strebt an, dass mindestens ein Drittel der Uferlinien von Spree-,

Dahme- und Havelseen wieder mit Röhricht in gutem Zustand bestanden sein werden) und

9 (Berlin sichert eine nachhaltige Bewirtschaftung des Grundwassers, um insbesondere auch

grundwasserabhängige Lebensräume zu erhalten und in ihrem Zustand zu verbessern) ein.
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Beschluss

Gerechte Strafjustiz nur bei Pflichtverteidiger:innen für alle!

Die Strafprozessordnung wird dahingehend geändert, dass jeder/m Beschuldigten bzw. Ange-

klagten ein/e Pflichtverteidiger:in auf Staatskosten zugeordnet wird, sofern sie/er die Kosten eines

eigenen Strafverteidigers nicht tragen kann, unabhängig von der Art und Schwere des Vorwurfs

bzw. der Anklage. Die Auswahl der/s Pflichtverteidigers:in darf nur durch eine unabhängige In-

stanz außerhalb des zuständigen Strafgerichts ohne Einflussnahme durch die/den zuständigen

Strafrichter:in erfolgen.

9



Antragstool SPD Berlin Mitte

Antragstool SPD Berlin Mitte
Ini

Ini

Beschluss

Kein Platz für Antisemitismus, Muslimfeindlichkeit und jede Art der
Diskriminierung!Wir wollen weiterhin eine Zwei-Staaten-Lösung im
Nahostkonflikt

Die SPD setzt sich auf allen Ebenen entschieden gegen jede Form von Diskriminierung, Anti-

semitismus und Muslimfeindlichkeit ein. Wir bekennen uns klar zum Recht Israels, sich im Rahmen

des Völkerrechtes gegen Angriffe zu verteidigen, insbesondere gegen die aktuellen Angriffe der Ha-

mas, und bringen unsere Solidarität mit den Betroffenen der Gewalt zum Ausdruck.Wir bekräftigen

zugleich unser Engagement für eine Zwei-Staaten-Lösung des Nahostkonflikts, die das Existenz-

recht Israels, für welches wir eine historische Verantwortung tragen, und das palästinensische

Selbstbestimmungsrecht gleichermaßen einschließt.

Wir widersetzen uns einer Rhetorik, die das Eintreten für das Selbstbestimmungsrecht der Palästi-

nenser*innen pauschal mit einer Billigung der Gewaltideologie der Hamas gleichsetzt.

Das Eintreten gegen Antisemitismus und das Eintreten für das palästinensische Selbstbestim-

mungsrecht sind nicht unvereinbar. Wir setzen uns für den interkulturellen und interreligiösen Dia-

log ein und fordern Sozialdemokrat*innen in den Parlamenten imBundund in den Ländern dazu auf,

diesen zu fördern. Zudem fordern wir, dass mehr Ressourcen für Projekte und Initiativen der politi-

schenBildung imBereichder BekämpfungdesAntisemitismusunddes antimuslimischenRassismus

auf Bezirks-, Landes-, und Bundesebene bereitgestellt werden.

Als internationalistische Partei hat die SPD auch eine besondere Verantwortung für Stärkung und

Unterstützung vonRolle undMandat für die relevanten internationalen undhumanitärenOrganisa-

tionen, insb. UN OCHA, UNRWA,WFP und IKPK. Innerhalb Deutschlands müssen dementsprechend

die Kenntnisse über die humanitären Prinzipien und das internationale humanitäre Völkerrecht aus-

gebautwerden, um den Versuchen einer Politisierung essenzieller internationaler Hilfen und Unter-

grabung internationaler Völkerrechtsnormen entschlossen entgegenzutreten.
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Beschluss

Keine olympischen Spiele in Berlin 2036 oder 2040 auf Kosten einer
funktionierenden Infrastruktur

Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Berliner Senats und des  Abgeordneten-

hauses auf, sich gegen eine erneute Bewerbung Berlins für die Olympischen  Spiele 2036 oder 2040

einzusetzen. 

Ein Bekenntnis zur Olympiabewerbung wird auch einen direkten Einfluss auf die  Investitionspla-

nung des Landes Berlin haben. Sanierung von Sportstätten würde damit in  erheblichem Umfang

Vorzug gegeben werden müssen gegenüber Sanierungen im restlichen  Gebäudesektor. Die ehe

schon unter Druck stehenden Sanierungen unserer Hochschulen,  Krankenhäusern, Polizei- und Fei-

erwehrgebäuden würden den Preis für die Bevorzugung des  Sportbereiches zahlen. Dies erachten

wir in Zeiten knapper Kassen für unzumutbar. Eine Bewerbung für Olympia darf nur nach einer Be-

fragung der Berliner Bevölkerung erfolgen.
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Beschluss

UnserWeg in ein faires Steuersystem

Vermögen sind in Deutschland derzeit extrem ungleich verteilt. Nach Zahlen des Deutschen

Instituts für Wirtschaftsforschung gehören den reichsten 10 Prozent in Deutschland 65 Prozent

der Vermögen. Umgekehrt besitzen die ärmsten 40 Prozent gar kein Vermögen. Sie stehen den

derzeitigen Krisen ungeschützt gegenüber. Damit hat Deutschland in Europa im Bereich der Vermö-

gensungleichheit eine negative Sonderstellung. Es gibt in diesem Feld kaum eine Demokratie, die

ungleicher ist als Deutschland. Das ist ein Zustand, den wir als Sozialdemokratie nicht hinnehmen

können und wollen. Daher wollen wir die Beseitigung der Vermögensungleichheit ins Zentrum

unserer Politik stellen. Denn eine ungleiche Gesellschaft ist oft auch eine instabile Gesellschaft.

Wir geben wenigen Menschen eine Fülle an Macht, die in einer Demokratie nicht hinnehmbar ist.

Wir erleben aktuell wie der Überreichtum weniger Menschen wächst während auf der anderen

Seite auch die Armut in Deutschland immer weiter zunimmt. Dabei hängen Reichtum und Armut

strukturell zusammen.

Als zentrales Instrument für die Eindämmung der Vermögensungleichheit sehenwir die Steuerpoli-

tik. In den letzten Jahrzehnten gab es keine großen Reformen im Bereich der Steuern.Wir als Sozial-

demokratie wollen eine große Reform wagen, die im Ergebnis die Überreichen belastet und umge-

kehrt den Großteil der Bevölkerung entlastet. Wir wollen eine Steuerreform die einen handlungsfä-

higen Staat und Investitionen in die Zukunft ermöglich.

1. Steuerprivilegien abschaffen

Wir stellen Steuerprivilegien auf den Prüfstand und werden sie insbesondere in den Bereichen ab-

schaffen, wo sie gesellschafts-, umwelt- oder klimaschädliche oder unerwünschte Wirkungen ent-

falten.

2. Eine progressive Erbschaftsteuer

Die derzeitige Ausgestaltung der Erbschaftsteuer ist für uns kein hinnehmbarer Zustand. Aktuell

zahlen vor allem die mittleren Erbschaften, während die hohen Erbschaften steuerlich meist kom-

plett verschont werden. Ab einer Erbschaft von 10 Millionen Euro wird die Steuer sogar regressiv.

Daher brauchen wir eine umfassende Reform. Das Bundesverfassungsgericht hat uns mit zwei Ur-

teilen hier denWeg aufgezeigt.Wirmüssen erstens die umfassenden Ausnahmen für Erb*innen von

Unternehmen abschaffen. Wir streben eine Gleichbehandlung aller Erbschaften an, so wie es auch

das Bundesverfassungsgericht mittlerweile zwei Mal geurteilt hat. Für Erbschaften von Unterneh-

men sollen Stundungen, Streckungen oder der Staat als stiller Teilhaber möglich sein. Damit ist der

Weiterbetrieb der Unternehmen sichergestellt.
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Zweitenswollenwir die unzähligen Umgehungswege der Steuer radikal abschaffen. Geld in Stiftun-

genzupacken, großeSummenanKinder zuverschenken, dasdarf nichtmehrdazu führen, dass keine

Erbschaftsteuer anfällt. Gerade Menschen mit großen Erbschaften müssen ihren Teil zum funktio-

nierenden Staat beitragen. Unser Ziel ist daher die Rückkehr zu einer progressiven Steuer. Eine Flat

Tax wie sie die CDU vorschlägt lehnen wir klar ab.

Im Gegenzug wollen wir den Freibetrag bei der Erbschaftsteuer auf eine Million Euro erhöhen und

ihn zu einem einmalig nutzbaren Lebensfreibetrag umwandeln. Die selbstgenutzte Immobilie soll

auch weiterhin nicht zum Freibetrag gezählt werden. Eine solche Reformwürde höhere Einnahmen

bei der Steuer mit sich bringen, würde aber vor allem die sehr hohen Erbschaften betreffen. Es wäre

zudem eine klare Vereinfachung einer heute sehr komplexen Steuer.

3. Einführung des Grunderbes

Derzeit werden nur zwei Prozent des Erbvolumens im gesamten ostdeutschen Gebiet weiterge-

geben. Damit verfestigt sich eine gravierende Vermögensungleichheit zwischen Ost- und West-

deutschland immerweiter. Ohneein Eingreifen indas Erbenwird sich andiesemZustandauchnichts

ändern. Da die Erbschaftsteuer den Ländern zu Gute kommt wird diese alleine die ungleiche regio-

nale Verteilung von Erbschaften nicht ändern. Daher wollen wir das Konzept des Grunderbes wei-

terentwickeln und entführen. Wir wollen mit dem Grunderbe jedem zwischen 18 und 21 Jahren ein

staatliches Erbe von 20.000 Euro steuerfrei geben. Mit demGrunderbe sollen jungeMenschen in ei-

ner entscheidenden Lebensphase die Möglichkeit haben, ihre Ideen umzusetzen. Diese können das

Geld zum studieren, für eine Ausbildung oder für Investitionen nutzen. Das DIW hat ausgerechnet,

dass die Einführung eines Grunderbes die Vermögen der unteren Hälfte der Bevölkerung um 60 bis

90 Prozent steigen lässt. Die Maßnahmewürde jährlich 15 Milliarden Euro kosten und soll durch die

Erhöhungder Erbschaftsteuer für sehrhoheErbschaftenfinanziertwerden. Weitere Instrumenteder

Umverteilung wollen wir prüfen.

4. Vermögensteuer? Brauchen wir!

Seit den 80er Jahren wurden die Steuern auf Vermögen innerhalb der OECD und vor allem auch

in Deutschland massiv abgebaut. Dieser Abbau hat zur Folge, dass wir heute eine in Deutschland

noch nie dagewesene Vermögensungleichheit erleben können.Wir haben eine Vermögensungleich-

heit, die den FortbestandunsererDemokratiemittlerweile gefährdet. Deswegen ist für uns klar, dass

die ausgesetzte Vermögensteuerwieder eingesetztwerdenmuss. Die Ausgestaltung der Vermögen-

steuer soll sich dabei vor allemauf die besonders reichenTeile der Bevölkerung konzentrieren.Neben

natürlichen Personen sollen auch juristische Personen in die Vermögensteuer einbezogen werden.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts wollen wir bei derWiedereinsetzung der Steuer naturge-

mäß umsetzen.

5. Kapitalertragsteuer

Wir setzen uns für eine Reform der Kapitalertragsteuer ein. Derzeit werden Kapitalerträge niedriger

besteuert als Arbeitseinkommen. Das führt zu einer niedrigen steuerlichen Belastung gerade für

Menschen mit viel Geld. Das wollen wir nicht länger hinnehmen. Deswegen wollen wir die Kapital-

ertragsteuer deutlich erhöhen. Zweitens wollen wir eine progressive Steuer statt eines Einheitssat-

zes von 25 Prozent. So kann sichergestellt werden, dass gerade Menschen mit sehr hohen Erträgen

ihren fairen Anteil an Steuern zahlen.

6.Wir senken die Steuern auf Arbeit für Geringverdiener*innen
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Kein anderes Land besteuert die Arbeit so hoch und die Vermögen so niedrig, wie es Deutschland

tut. Das führt zu großenUngerechtigkeiten im Steuersystem. Die Besteuerung von Einkommenwer-

den wir daher gerechter gestalten. Das aktuelle Steuersystem nimmt gerade mittlere Einkommen

zu stark in Anspruch. Die finanziellen Lasten der Krisenbewältigung dürfen für die  ohnehin stark

strapazierte großeMehrheit der Bürger*innen nicht zu einer steuerlichenMehrbelastung führen. Im

Gegenteil: Wir wollen die Steuern für die Mehrheit senken. Wir werden eine Einkommensteuerre-

form vornehmen, die kleine undmittlere Einkommen besserstellt, die Kaufkraft stärkt und dafür im

Gegenzug die oberen fünf Prozent stärker für die Finanzierung der wichtigen öffentlichen Aufgaben

heranzieht. Die Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel wollen wir senken.

7. Überreichtum bekämpfen

Derzeit erleben wir, wie wenige Menschen einen immer größeren Reichtum auf sich vereinen kön-

nen. Mit 40 Milliarden Euro Privatvermögen sind die BMW Erb*innen Susanne Klatten und Stefan

Quandt derzeit die reichsten Deutschen. Trotz wirtschaftlicher Krise sind die Vermögen der Top 500

in Deutschland im Vergleich zum Vorjahr um insgesamt 82 Milliarden Euro auf knapp 1,1 Billionen

Euro gestiegen. Die Zahl der Milliardär*innen ist auf 226 gestiegen. In eine solche Entwicklung wol-

len wir eingreifen. Denn für uns ist ein solcher Überreichtummit einer Demokratie nicht vereinbar.

Menschen bekommen eine solcheMachtfülle, der wir entgegen tretenwollen. Bis zur Erstellung des

nächsten Bundeswahlprogramms soll daher eine Kommission gegründetwerden und fundierte Vor-

schläge erarbeiten, wie wir den derzeitigen Überreichtum bekämpfen können.

8. Abschaffung des Ehegattensplittings

Das Ehegattensplitting steht gerade bei denmittleren Einkommen der Steuer- und Geschlechterge-

rechtigkeit entgegen. Es erhält zusätzlich den Anreiz, mehrheitlich Frauen vomArbeitsmarkt fernzu-

halten und subventioniert eine veraltete Rollenverteilung.

9. Gut ausgestattete Steuerbehörden

Wir erleben derzeit, wie viele reiche Menschen versuchen, legal und illegal Steuern zu sparen. Nie

war das Kapital mobiler und nie wurde stärker versucht, mit illegalen Mitteln Steuern zu umgehen.

Derzeit treffen Kriminelle auf schlecht ausgestattete Steuerbehörden. Wir wollen die Mittel für die

Steuerbehörden daher massiv erhöhen. Jede neu geschaffene Stelle bringt derzeit ein Vielfaches an

steuerlichen Mehreinnahmen mit sich, es ist ein gutes Geschäft für den Staat. Wir brauchen Steu-

erfahnder*innen mit den besten digitalen Ermittlungsmöglichkeiten, die gut ausgestattet sind und

einen länderübergreifenden Austausch sicherstellen können. Die bessere Ausstattung der Steuerbe-

hörden hat bei den nächsten Haushaltsberatungen für uns eine sehr hohe Priorität.

10. Investitionen in die Zukunft

Unsere oben skizziertes Steuerkonzept ermöglicht es uns auch, wieder wichtige Investitionen in die

Zukunft zu tätigen. Mit dem Klimakrise, der Bildung der Zukunft und der Digitalisierung brauchen

wir Spielräume für staatliche Zukunftsinvestitionen. Nur diese können garantieren, dass wir den ge-

sellschaftlichen Wandel auch sozial gerecht gestalten können. Um weitere Zukunftsinvestitionen

tätigen zu können, müssen wir uns neben dem Umbau des Steuersystems auch mit der Schulden-

bremse befassen.Wir fordern die Bundesregierung auf, Spielräume, die die Schuldenbremse ermög-

licht, auch zu nutzen. Perspektivisch wollen wir die Schuldenbremse in Gänze abschaffen und dazu

auch konkret in Verhandlungen mit anderen Parteien treten.

11. Die nächste SPD Regierung ist eine Regierung der Steuergerechtigkeit
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Deutschland verfügt derzeit über ein ungerechtes Steuersystem. Während die niedrigen und mitt-

leren Einkommen hohe Belastungen tragen müssen, müssen Vermögende kaum etwas beitragen.

Für uns hat eine Steuerreform daher hohe Priorität. Denn laut Berechnungen des Netzwerk Steuer-

gerechtigkeit zahlt die/der deutscheMuster-Millionär*in auf das Einkommen von 1,6Millionen Euro

nur 21 % Steuern. Während das Durchschnittspaar mit einem Bruttoeinkommen von 110.000 Euro

eine Steuer- und Abgabenquote von 43 % trägt.
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Beschluss

Mehrwertsteuersätze anpassen

Soziale Gerechtigkeit steht im Mittelpunkt unserer sozialdemokratischen Vision. Als SPD set-

zen wir uns für eine gerechte Verteilung von Wohlstand, Chancengleichheit und sozialen Schutz

für alle Bürger*innen ein. Angesichts der wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen, vor

denen unser Land steht, sehen wir die Notwendigkeit, die Mehrwertsteuersätze anzupassen,

beziehungsweise neu zu regeln:

1. DerMehrwertsteuersatz aufTrinkwasser,Obst,Gemüse,Nüsse,Getreide,Hülsenfrüchte, Knol-

len, Wurzeln, Müllereierzeugnisse, Tee, Kaffee, Gewürze, Backwaren, Hygieneartikel und Arz-

neimittel ist auf 0% zu setzen. Diese Warengruppe für Produkte des lebensnotwendigen, un-

mittelbaren Bedarfs ist eindeutig festzulegen.

2. Entsprechend der aktuellen Lebensrealitäten ist die Liste derWaren und Dienstleistungenmit

einer Besteuerung von 7% für die Bedarfe des täglichen Lebens und der Mehrwertsteuersatz

von 19% für Konsumprodukte neu zu ordnen und anzupassen.

3. Um unter anderem auch Steuerausfälle zu kompensieren, sind Produkte und Dienstleistun-

gen zu definieren, die eindeutig zu zusätzlichen und sogenannten “Luxusbedarfen” zu zählen

sind. Es gilt hier ebenfalls, ein besonderes Augenmerk auf gesundheits- und klimaschädliche

Produkte und Dienstleistungen zu legen. Hier ist ein Mehrwertsteuersatz von 21 % einzufüh-

ren.

4. Mit einer progressiven Steuerpolitik in Bezug zuVermögenundEinkommen, die demAnspruch

einer echten Umverteilung folgt, somit ebenfalls dem Ziel einer deutlichen Anhebung des

Höchststeuersatzes folgt und Freibeträge nach oben anpasst, kann eine über Konsumgüter

regulierte Mehrwertsteuer in der Perspektive entfallen.
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Beschluss

Ungleichbehandlung beenden: City Tax auch für Geschäftsreisende!

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des Senats von Berlin wer-

den aufgefordert, sich für die ersatzlose Streichung der Ausnahme für Geschäftsreisende bei der

Übernachtungssteuer des Landes Berlin (sog. City Tax) einzusetzen.
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Beschluss

Immobilienspekulation bekämpfen: Grundsteuer C in Berlin einfüh-
ren!

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des Senats von Berlin wer-

den aufgefordert, sich für die Einführung eines gesonderten Hebesatzes bei der Grundsteuer für

unbebaute, baureife Grundstücke für den Wohnungsbau (Grundsteuer C) einzusetzen. Der Hebe-

satz soll dabei mindestens das Doppelte des für bebaute und bebaubare Grundstücke festgelegten

Hebesatzes betragen.
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Beschluss

Regulatorische Maßnahme zur Begrenzung des Dispokreditzinssat-
zes

Der Bundesparteitag möge beschließen:

dass die Abgeordneten der SPD-Fraktion imBundestag und die SPD-Mitglieder der Bundesregierung

sich für eine Implementierung einer gesetzlichenObergrenze für Dispokreditzinsen, diemaximal 3%

über dem jeweils geltenden Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank liegt.
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Beschluss

Für den sozialen Frieden und gesellschaftlichen Zusammenhalt in
Berlin! Gemeinsam gegen Demokratie- und Menschenfeindlichkeit.

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Senats werden aufgefordert, kurz- und langfristige

Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit von Jüd:innen und Israelis überall in Berlin zu ge-

währleisten. Unsere Antwort auf Gewalt und Hetze gegen jüdisches Leben in Berlin sind eine

konsequente Strafverfolgung und ein bestmöglicher Schutz. Gleiches gilt für unseren Einsatz

gegen Rassismus, der sich gegen Menschen mit einer palästinensischen Migrationsgeschichte oder

Muslim*innen richtet. EsmüssenMaßnahmen ergriffenwerden, die ein friedliches Zusammenleben

in unserer Stadt und den gesellschaftlichen Zusammenhalt nachhaltig stärken.

Hierzu können gehören:

1. Die Stadt soll sichereRahmenbedingungen für einenwiederkehrendenDialogmitVertreter:in-

nen aus den jüdischen, israelischen, palästinensischenundmuslimischenCommunities in Ber-

lin bereitstellen. Ziel ist die Schaffung sicherer Dialog-Räume für die Betroffenen, so dass ge-

meinsame Perspektiven für ein friedliches Miteinander und Nebeneinander entstehen kön-

nen. Dafür erarbeitet der Senat im Rahmen eines Stakeholder-Dialogs ein Konzept und stellt

auskömmlichMittel bereit, um in diesen Communities für eine Teilnahme an diesem auf Dau-

er angelegte Dialogformats zu werben.

2. Förderung und Sichtbarmachung von bereits bestehenden jüdisch-muslimischen und

israelisch-palästinensischen Friedens- und Begegnungsprojekten. Vermittlung, wie in der

Demokratie Aushandlungsprozesse organisiert werden und wie mit Meinungsverschie-

denheiten umgegangen wird. Verstärkte Präventionsmaßnahmen gegen islamistische und

rechtsextreme Akteur*innen und Agitationen, die mit Fake News und Verschwörungsmythen

zur aktuellen Situation unsere Gesellschaft spalten und unsere Demokratie aushöhlenwollen.

3. Ausbau undWeiterentwicklung von Bildungs- und Begegnungsprojekten zumNahostkonflikt,

Antisemitismus und antimuslimischen Rassismus für Jugendliche und Erwachsene, insbeson-

dere im Bereich Justiz und Bildung. Dabei sollen im Rahmenlehrplan und der Lehrer:innenaus-

bildung neben theoretischem und historischemWissen auch für den Umgangmit Emotionen

und Traumata verankert werden. Israelische und palästinensische Perspektiven sollen berück-

sichtigt werden.

4. Klar anzuerkennen, dass Antisemitismus unser gesamtdeutsches Problem ist und sich klar ge-

gen Versuche zu stellen, migrantischen Communities oder Muslim:innen pauschal unter Ge-

neralverdacht zu stellen und ihre Grundrechte einzuschränken.
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5. Keine pauschalenDemonstrationsverbote und eine klarere Kommunikation der Regeln gegen-

über den Veranstalter*innen bei gleichzeitigem konsequentem Einschreiten und Verfolgung

antisemitischer Straftaten.

6. Ergänzung der Verfassung von Berlin um das Staatsziel der Antisemitismusbekämpfung und

Stärkung der Antisemitismusprävention.
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Beschluss

Etablierung eines regulatorischen Rahmens für Energy Sharing für
mehr Partizipation an der Energiewende

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Bundestages und die sozialdemokratischen Mitglieder

der Bundesregierung, werden aufgefordert sich engagiert für die Etablierung eines regulatorischen

Rahmens einzusetzen, der das „Energy Sharing“ von erneuerbar erzeugtem Strom unter Nutzung

des öffentlichen Netzes ermöglicht. Hierdurch soll eine breitere Teilhabe von Bürgerinnen und Bür-

gern sowie anderen Akteurinnen und Akteuren, wie gewerblichen und kommunalen Unternehmen,

am Ausbau der erneuerbaren Energien und an der Energiewende gefördert werden.
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Beschluss

Beschleunigung des Solarthermieausbaus – Jetzt!

Die Wärmeerzeugung aus Solarenergie zum Heizen, für Warmwasser oder die Industrie hat

wesentlich höhere Potenziale als bisher angenommen. Dennoch ist der Zubau neuer solarther-

mischer Anlagen in Berlin seit 2012 gegenüber den Vorjahren gesunken und bis vor kurzem sogar

rückläufig gewesen. Dies ist eine besorgliche Entwicklung, da die Energiegestehungskosten für die

Umwandlung von Sonnenenergie in Wärme zunehmend gesunken sind. Solarthermische Anlagen

haben hierbei in den letzten 30 Jahren eine ähnliche Kostendegression erreicht wie die PV-Anlagen.

Für die Jahre nach 2015 liegen für Berlin keine Einzelangaben zur Installation der Solarthermie vor.

Daher ist davon auszugehen, dass kein aktuell präziser Überblick besteht, wie viele Solarthermiean-

lagen in der Hauptstadt installiert worden sind. Folglich ist das daraus resultierende Restpotential

für die Solarthermie für Berlin ebenfalls unklar.

Aktuell sind die meisten solarthermischen Anlagen auf Einfamilienhäusern installiert. Der Berliner

Wohnbestand ist jedoch zu großen Teil von mehrstöckigen Gebäuden geprägt, die bisher kaummit

Solarthermieanlagen bestückt worden sind.

Wir fordern:

• Eine Berliner räumliche Potentialkarte für Solarthermie (in kW)

• Zuschuss und steuerliche Vorteile bei der Installation von Solarthermie in Berlin

• VerstärkteÖffentlichkeitsarbeit von undmit demHandwerk (insbesondere in Bezirkenmit ho-

hem Solarthermiepotential)
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Beschluss

L18/2022/I Rente - aber sicher, als Umlagesystem stärken und aus-
bauen!

Die Ampel-Koalition plant die Umsetzung eines kapitalgedeckten Fonds als weiteren Baustein

für die Rente.

Daher fordern wir:

1. Für eine stabile, sichereRente ist in erster LiniediegesetzlicheRente zu stärken.Hierfür braucht

es Bereitschaft und Bemühungen, die Sozialpartnermodelle für tarifungebundene Unterneh-

men und Personen, zu öffnen und so das staatliche Rentensystem für weitere rund 4 Millio-

nen Beschäftigte attraktiv zu machen. Eine Stärkung des Generationenkapitals hätte zur Fol-

ge, dass sich das Rentenniveau dauerhaft auf 48% stabilisiert, bzw. perspektivisch bis zu 53%

steigen kann. Ein Finanzierungsanteil durch Erträge aus einem kapitalgedeckten Fonds bei

der gesetzlichen Rentenversicherung darf denWert und die Akzeptanz der gesetzlichen Rente

nicht gefährden. Durch die Einführung der kapitalgedeckten Teilfinanzierung darf es nicht da-

zu kommen, dass etwaige Verluste durch Erhöhung der Beitragszahlungen der Arbeitnehmer

und Arbeitnehmerinnen kompensiert werden.

2. Das Fonds-Kapitalvermögen der gesetzlichen Rente soll als staatliches Lenkungsinstrument

zur Investition in nachhaltige, fortschrittliche und gesellschaftlich erforderliche Projekte aus-

gestaltet werden. Hierzu gehören beispielsweise der Ausbau erneuerbarer Energien, nachhal-

tige Mobilität oder das Erreichen sozialer Zielstellungen. Es bedarf klarer ethischer, sozialer

und ökologischer Regeln, nach denen für die Rente zweckgebundene Gelder an globalen Fi-

nanzmärktenangelegtwerdendürfen.Dazu zählt, dass nur inUnternehmen investiertwerden

darf, die an allen Stellen entlang ihrer Lieferkette für gute Arbeit und faire Arbeitsbedingungen

stehen.

3. Betriebsrenten mit finanzieller Beteiligung der Arbeitgeber sollen verpflichtend und flächen-

deckend zur Absicherung aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eingeführt werden. Bei

einemWechsel des Arbeitgebers sollenMöglichkeiten geschaffenwerden, dass bereits erwirt-

schaftete Versorgungspunkte vom neuen Rententräger übernommen werden. Kleinere und

mittelständische Betriebe sind bei der Umsetzung zu unterstützen.

4. Wir fordern die Einführung der Erwerbstätigenrente. Auch Selbstständige, Beamtinnen und

Beamte, Politikerinnen und Politiker und alle Beschäftigten, die bislang über eigene Versor-

gungswerke Altersvorsorge betreiben, sollen in die gesetzliche Rentenversicherung einbezo-

gen werden, um stetere und bessere Versicherungsverläufe, zu erreichen. Gleiches gilt für die

Kranken- und Pflegeversicherung. Die Pflichten der Solidargemeinschaft sind von allen zu tra-

gen.
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5. Sachgrundlose Befristungen und prekäre Beschäftigungsverhältnisse müssen der Vergan-

genheit angehören. Unter diesen Bedingungen können Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer keine stabilen Renten erwirtschaften. Es bedarf eines neuen gesetzlichen Rahmens, um

Scheinselbstständige und Arbeiterinnen und Arbeitnehmer in der sog. “Gig Economy” zu

schützen. Kurzfristige Beschäftigungsmöglichkeiten gehören auf den Prüfstand und sind ten-

denziell abzuschaffen. Der Abschluss von Sozialversicherungsabkommen mit weiteren Län-

dern muss vorangetrieben werden.

6. Die zum 1. Januar 2021 eingeführte Grundrente ist als gerechte Komponente im Solidarsystem

konzeptionell weiter zu entwickeln. Die Einkommensgrenzen, die u. a. als Parameter bei der

Grundrentenberechnung gelten, sind in Anbetracht der steigenden Lebenshaltungskosten zu

erhöhen.

7. Alle Anstrengungen, die zu einer Verbesserung von Vereinbarkeit von Familie, Privatleben und

Beruf führen, sind mit der Zielsetzung zu intensivieren, dass die Teilzeitquote sinkt und die

Erwerbstätigkeit insgesamt steigt.

8. Die Schere zwischen Arm und Reich geht immer weiter auseinander. Es sind alle Mittel auszu-

schöpfen, um mehr soziale Gerechtigkeit und Umverteilung zu organisieren. Hierzu gehören

Instrumente wie die Erbschafts- und Vermögenssteuer. Die Kapitalertragssteuer ist deutlich

anzuheben.
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Beschluss

Verstetigung der Grundversorgung in der Berliner Obdachlosenhilfe

Die Berliner Kältehilfe hat in den vergangenen Jahren einen grundsätzlichen Beitrag zum Schutz ob-

dachloser Menschen in den Wintermonaten geleistet. Mit der Bereitstellung von Notschlafplätzen

und der klaren Regelung, dass für die Inanspruchnahme keinerlei Legitimation oder Bedarfsprüfung

erforderlich ist, wird ein dringend benötigter Zufluchtsort für Menschen in Not geschaffen. Dabei

muss jedoch auch anerkanntwerden, dass die Herausforderungen undGefahren, denen obdachlose

Menschen ausgesetzt sind, sich nicht nur auf die kalten Monate beschränken. Obdachlose sind das

ganze Jahr über mit vielfältigen Schwierigkeiten konfrontiert, die von Krankheiten über tätliche

Angriffe bis hin zu Vereinsamung reichen.

Vor diesem Hintergrund fordern wir:

Die jeweils zuständigen SPD-Fraktionen in in Bezirk und Land sowie die sozialdemokratischen Mit-

glieder im Senat sollen sich für folgende Forderungen einsetzen:

1. Die Obdachlosenhilfe wird durch die Bereitstellung von ganzjährigen sicheren, barrierefrei-

en und geeigneten Räumlichkeiten gestärkt. Eine ausreichende und nachhaltige Finanzierung

muss gewährleistet werden, um die Abhängigkeit von Ehrenamtlichen bei der Versorgung

schwer pflegebedürftiger Wohnungsloser zu verringern. Es bedarf einer Sockelfinanzierung,

um eine notwendige kontinuierliche personelle und sachliche Ausstattung zu gewährleisten.

Zeitlich befristete Projektfinanzierungen können im Bedarfsfall ausschließlich ergänzend wir-

ken. 

2. Das System der Kältehilfe soll professionalisiert werden, um sicherzustellen, dass auch ob-

dachloseMenschenmit psychischenEinschränkungenadäquat betreutwerden.Grundsätzlich

dürfen keine Menschen, z.B. Menschenmit Suchterkrankungen,  ausgegrenzt werden. Zuneh-

mend werden die Notwendigkeiten, die auch zu anderen Jahreszeiten eine professionelle, im

Bedarfsfall auch zusätzliche Unterstützung nötig machen werden. 

3. Es wird sichergestellt, dass Betroffene nicht direkt aus Kliniken und Krankenhäusern in die Ob-

dachlosigkeit entlassenwerden.DazumüssenmehrEinrichtungengeschaffenwerden, die eine

adäquate Versorgung sicherstellen.

4. In denWintermonatenwird die Anzahl der Schlafplätze erhöht. Die Festlegungdes Bedarfs soll

in enger Zusammenarbeitmit denHilfsorganisationen erfolgen. Die neuen Plätzemüssendort

eingerichtet werden, wo sie am dringendsten benötigt werden, ohne die weniger frequentier-

ten Außenbezirke gegenzurechnen.
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5. Die Einsetzungdes imKoalitionsvertrag beschlossenenRats derObdachlosenhilfe, der sich aus

Vertreterinnen und Vertretern verschiedener Ressorts und Ebenen zusammensetzt, um eine

koordinierte und effektive Umsetzung von Maßnahmen für Wohnungs- und Obdachlose zu

erzielen, wird priorisiert vorangetrieben.
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Beschluss

Obdachlosigkeit von Alleinerziehenden, Paaren und deren Kindern
verbieten

Überweisen an

AK Armutsbekämpfung der SPD Berlin Mitte
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Beschluss

Bessere Suchtprävention und Hilfestellungen für suchtkranke Ge-
flüchtete

die sozialdemokratischen Mitglieder der Landesregierung setzen sich dafür ein, die Suchtprä-

vention und die Behandlungsmöglichkeiten für suchterkrankte Geflüchtete auszuweiten und zu

verbessern.

Dazu gehört:

• Eine bedarfsorientierte Versorgung, auch wenn ein Krankenversicherungsschutz gemäß dem

Asylbewerberleistungsgesetz noch nicht oder nur eingeschränkt besteht. Bei der Prüfung der

Ansprüche und Unterstützung bei der Vermittlung sollten unbedingt Drogen- und Suchtbera-

tungsstellen eingeschaltet werden.

• Eine stärkere allgemeine Sensibilisierung und Aufklärung der versorgenden Einrichtungen

über die sprachlichen und asylrechtlichen Barrieren von geflüchteten Suchterkrankten, ent-

sprechende Hilfsangebote in Anspruch nehmen zu können.

• FinanzierungundAusbau von relevanten Sprachkompetenzenundniedrigschwelligen Sprach-

mittlerdiensten imHilfesystem, da eine InanspruchnahmevonAngebotender Eingliederungs-

hilfe, insb. psychosoziale Betreuung und betreutes Wohnen, ohne Sprachkompetenz kaum

möglich ist.Geflüchtetewerdenhäufigaufgrund fehlender Sprachkenntnissebei Entzugskran-

kenhäusern, Substitutionspraxen und Psychiatrischen Institutsambulanzen (PIA) abgelehnt

und nicht behandelt.

• Eine schnellere Kostenübernahme durch das LAF bei Behandlungen, damancheTräger der Ein-

gliederungshilfe das LAF aufgrund langsamer Zahlungen als Kostenträger ablehnen und dies

bedeutet ein höheres Risiko für die Träger und langeWartezeiten für Betroffene.

• Eine stärkere Kontrolle und Umsetzung der geregelten Zuständigkeiten. In der Eingliede-

rungshilfe werden trotz geregelter Zuständigkeiten, die Hilfesuchenden hin- und hergescho-

ben. Psychiatrische Institutsambulanzen (PIA) verweisen auf niedergelassene Behandler*in-

nen, diese wiederum aufgrund hoher Auslastung an die PIAs.

• Eine Ausweitung der zielgruppenorientierten präventiven Aufklärung über Drogenkonsum

und die negativen Folgen z.B. in Migrantenselbstorganisationen, Integrationskursen und in

LAF- und ASOG-Einrichtungen.

• Mehr Förderung von Versorgungsforschung innerhalb der Suchtmedizin für innovative Thera-

pieansätze und Modellprojekte.
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Beschluss

Bekämpfung des ansteigenden Drogenkonsums in Berlin-Wedding –
Jetzt!

Die Fraktion der SPD im Berliner Abgeordnetenhaus und die SPD Mitglieder des Berliner Se-

nats werden aufgefordert sich für eine stadtweite Drogenkonsumstrategie einzusetzen. Diese legt

einen Fokus auf die Entzerrung des Drogenkonsums an „Hotspots“ wie Leopoldplatz oder Görlitzer

Park durch verstärkte begleitende Maßnahmen an zahlreichen statt nur an wenigen Standorten,

um den Fokus der Konsumenten von den wenigen bisher begleiteten Standorte auf die zahlreichen

zukünftigen Standorte zu verteilen.

Die Strategie soll von einemganzenMaßnahmenbündel begleitetwerden, umzumErfolg zu führen.

Dazu zählen insbesondere:

• Anschaffungmehrerer Drogenkonsummobile die dynamisch die Bewegung der Konsumenten

begleiten können.

• Schaffung neuer drogenkonsumsensibler Kältehilfeangebote (möglichst 24/7), die den Konsu-

menten menschenwürdige Unterbringung während der kältesten Monate anbieten.

• Stärkung der Clearingstelle im Sinne der kostenlosen und staatsangehörigkeitsunabhängigen

Drogensubstitution ohne Krankenversicherungsschutz nach dem Beispiel der Stadt Hamburg

• Stärkung der aufsuchenden Straßensozialarbeit an Drogenkonsumschwerpunkten

• Ausbau des Drugchecking und gezielter Einsatz vor Berliner Clubs

• Finanzierung einer wissenschaftlichen Studie zur Cracksucht

• Besseres Übergangsmanagement für inhaftierte Drogenkranke nach Entlassung (Bürgergeld-

auszahlung, Krankenversicherung,Wohn- und Arbeitssuche)

• Höhere gesetzliche Vergütungsmöglichkeit für dasmedizinische Personal in Suchthilfeträgern

• SensibilisierungdesOrdnungsamts sowie der BVG für die zuletzt negativeDrogenentwicklung

und Aufforderung der Akteure zur regelmäßigeren Kontrolle der U-Bahnhöfe entlang derMül-

lerstraße einzusetzen.
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Beschluss

Mehrweg in Gastronomie endlich umsetzen – Abgabe für Einweg-
verpackungen einführen

Wir fordern die sozialdemokratischenMitglieder imAbgeordnetenhaus und im Senat von Berlin auf,

sich für die Einführung einer Abgabe auf Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck einzusetzen.

Die Abgabe soll von allen Verkaufsstellen geleistet werden, die darin Speisen und Getränke für den

sofortigen Verzehr oder zumMitnehmen ausgeben. Zusätzlich sollte das Angebot vonMehrweg bei

Lieferdiensten geprüft werden, um auch diese perspektivisch in die Umsetzung der Mehrwegplicht

einzubeziehen.
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Beschluss

Abriss von Gebäuden einschränken: Von der Bauordnung zur Um-
bauordnung!

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des Senats von Berlin wer-

den aufgefordert, sich für eine Einschränkung des Abrisses von Wohn- und Gewerberäumen in

Berlin einzusetzen. Gebäude sollen künftig nur dann abgerissen werden dürfen, wenn Abriss und

Neubau auch unter Beachtung der Klima- und Ressourcenschutzes tatsächlich wirtschaftlicher sind

als das Sanieren, Umbauen, Umnutzen oder Erweitern.

Zur Verankerung insbesondere der ökologischenDimension desAbrisses sowie zur Erleichterungdes

Um- und Ausbaus Bestandsgebäuden ist die Berliner Bauordnung umgehend wie folgt zu ändern:

• Einführung eines umfassenden Genehmigungsvorbehalts für den Abriss von Gebäuden, bei

dem insbesondere eine ganzheitliche Lebenszyklusbetrachtung (Bau, Betrieb und Rückbau) ei-

nesGebäudesmit denbisherigen Investitionendes Eigentümers verankert ist und ein Rückbau

nur zugelassenwerden kann, sofern und soweit derNeubauökologisch insgesamtweniger be-

lastend ist als der Erhalt des Bestandsbauwerks,

• Erleichterung vonAbweichungen sowohl für denBestand als auch für denNeubau, umzumei-

nen den vollständigen oder teilweisenAbriss von Bestandsgebäuden aufgrundnicht leistbarer

Anforderungen zu vermeiden und um zum anderen innovative ressourcensparende Bauwei-

sen im Neubau zu erleichtern,

• Erhöhung der Anforderungen an die Flexibilität beim Neubau von Gewerbeimmobilien (Auf-

zeigen integrierter Um- oder Rückbaumöglichkeiten),

• Beibehalten der Anforderungen der ursprünglichen Gebäudeklasse im Falle von Aufstockun-

gen und Nutzungsänderungen, soweit wie möglich, und

• BeibehaltungvonbauzeitlichenAnforderungenbei Bestandsgebäuden, sofernund soweit dies

nicht den Schutzzielen der Bauordnung entgegensteht.

Zudem sollen die unteren Bauaufsichtsämter im Land Berlin besser personell und digital ausgestat-

tet werden, um die tatsächliche Leistungsfähigkeit, z.B. bei der Beurteilung von Lebenszyklusbilan-

zen und Rückbaukonzepten, zu erhöhen.
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Beschluss

Partizipative Gedenkkultur im Scheunenviertel  - mit Bürger*innen
gegen Hass und das Vergessen

Wir  fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Senats auf, zu einer Konzepterarbeitung

für das Scheunenviertel auf, um Initiativen, Institutionen (wie z.B. die jüdische Gemeinde, das

Centrum Judaicum, das Anne-Frank-Zentrum, die Otto-Weidt-Blindenwerkstatt und das jüdische

Gymnasium) und Projekte, die gegen Antisemitismus, rechtes Gedankengut und Nationalsozialis-

mus arbeiten, zu befähigen, großflächige Veranstaltung an thematisch bedeutsamen Erinnerungs-

und Gedenktagen zu veranstalten und dafür ausreichend Mittel bereitzustellen.

Gegen das Vergessen!
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Beschluss

Aufarbeitung der deutschen Kolonialzeit ressortübergreifend ange-
hen!

Die deutsche Kolonialherrschaft über Teile Afrikas, Asiens und der Pazifikregion war ein Un-

rechtssystem, das also solches anerkanntwerdenmuss. Der Bundespräsident hat kürzlich auf seiner

Reise nach Tansania für deutsche Kolonialverbrechen um Verzeihung gebeten und die Bereitschaft

Deutschlands zur Aufarbeitung der gemeinsamen Vergangenheit bekräftigt.  Die Aufarbeitung der

deutschenKolonialzeit ist ein Prozess, der in allen politischen Ressorts vorangetriebenwerdenmuss.

Wir fordern daher die sozialdemokratischen Mitglieder des Bundestags und der Bundesregierung

auf folgende innen- und außenpolitischen Maßnahmen anzustoßen:

1. Internationale Zusammenarbeit

Diplomatische Anerkennung kolonialer Vergehen: Diplomatische Bemühungen, um koloniale Ver-

gehen anzuerkennen und bilaterale Beziehungen zu Ländern zu stärken, die von der deutschen Ko-

lonialherrschaft betroffenwaren. Auf Ebene der Generalversammlung der VereintenNationenmuss

Deutschland sich für eine Resolution zur Reparation der Sklaverei und der Kolonialverbrechen ein-

setzen.

Förderung von Kultur- und Wissensaustausch: Unterstützung von kulturellen und wissenschaftli-

chen Austauschprogrammen zwischen Deutschland und ehemaligen Kolonien, um das Verständnis

und die Zusammenarbeit zu fördern. Die Gründung von Jugendwerken mit ehemaligen deutschen

Kolonien soll geprüft werden.

Förderung fairer Handelsbeziehungen: Sicherstellung, dass Handelsbeziehungen mit ehemaligen

Kolonien fair und gerecht sind, um wirtschaftliche Ausbeutung zu verhindern. Unterstützung von

Entwicklungsprojekten in diesen Ländern.

Überwindung kolonialer Kontinuitäten sowohl in der Wissensgenerierung und Wissenshoheit für

Lösungsansätze in der EZ als auch der Instrumente und Institutionen, über die EZ umgesetzt wird

zugunsten von Akteuren des Globalen Südens

1. Innen, Sicherheit und Justiz

Die Rechtsstellung und die Rechtsprechungspraxismuss für Rassismus sensibilisiert und ggfs. ange-

passt werden. Dies beginnt bereits im Jurastudium und wird über Förderprogramme bis ins Berufs-

leben von Richter*innen finanziert.

Juristische Aufarbeitung von Kolonialverbrechen: Die Justiz kann die Untersuchung von kolonia-

lenVerbrechenundMenschenrechtsverletzungenwährendder deutschenKolonialzeit unterstützen

und gegebenenfallsWiedergutmachungsmaßnahmen einleiten.
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Bekämpfung von Rassismus undDiskriminierung: Stärkere rechtlicheMaßnahmen zur Bekämpfung

von Rassismus und Diskriminierung, einschließlich struktureller Diskriminierung, können in der Jus-

tiz und Sicherheitsbehörden implementiert werden.

1. Kultur und Bildung

Dekolonisierung des Bildungssystems: Integration postkolonialer und dekolonialer Perspektiven in

Lehrpläne und Bildungsmaterialien, um Schüler*innen ein besseres Verständnis der kolonialen Ge-

schichte zu vermitteln.

Untersuchung an Institutionen mit Namensgebern, die kolonialrassistische Bezüge haben (z.B.

Virchow, Hagenbeck etc.) im Rahmen des Sonderprogramm „Globaler Süden“

1. Gesundheit

Die Aufarbeitung deutscher Kolonialverbrechen im Gesundheitsbereich insbesondere von Men-

schenversuchen für die Medikamentenforschung (Robert Koch)

1. Wirtschaft

Die Aufarbeitung der Verflechtung deutscherWirtschaftsbetriebe, insbesondere Reedereien, in den

internationalen und insbesondere transatlantischen Versklavungshandel.

1. Die Bundesbeauftragte für Antirassismuswird diese Anliegen bündeln, koordinieren und kon-

trollieren.
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Beschluss
Koalitionsvertrag in leichter Sprache

Koalitionsvertrag in leichter Sprache

Im Sinne der Inklusion und Partizipation aller Bürger*innen Berlins möchten wir darauf hin-

weisen, dass der aktuelle Koalitionsvertrag nicht in leichte Sprache übersetzt wurde. Wir fordern

daher, dass die SPD AGH-Fraktion und die jeweils zuständigen Parteigremien sich in Absprache mit

dem/n Koalitionspartner/n für folgende Forderungen einsetzt:

1. Der aktuelle Koalitionsvertrag soll so schnell wiemöglich in leichte Sprache übersetzt werden.

2. Zukünftige Veröffentlichungen von ähnlicherWichtigkeit sollen direkt bei Veröffentlichung in

leichte Sprache zur Verfügung gestellt werden.

3. Es soll geprüft werden, ob weitere wichtige Dokumente in leichte Sprache übersetzt werden

müssen.

4. Ebenfalls umzusetzen und kontinuierlich zu überprüfen sind alle weiteren Notwendigkeiten,

barrierefreie Zugänge zu Informationen für die Öffentlichkeit herzustellen.
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Beschluss

Für eine begehbares Berlin für alle

Die SPD-Fraktion der Bezirksverordnetenversammlung in Mitte wird aufgefordert, sich für eine

Initiative für Fußgänger*innen und mobilitätsbeschränkte Menschen einzusetzen. Zudem werden

die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des Senats aufgefordert, sich

für eine solche Initiative einzusetzen.

Fußgänger*innenwerdenbei derVerbesserungderVerkehrsbeteiligungaller oft nicht genugberück-

sichtigt, obwohl sie die einzigen Verkehrsteilnehmer ohne Knautschzone sind. Gerade in Mitte ist

diese Situation besonders spürbar, wo Ampelschaltungen sehr kurze Grünphasen aufweisen, Fuß-

gängerüberwege an Verkehrsknotenpunkten trotzdem gefährlich zu nutzen sind, der Tourismus die

Gehwege flutet und die gleichen Gehwege wegen der vielen, oft rücksichtslos geparkten Elektro-

scootern weiterhin einer Hindernisstrecke gleichen.

Das ist insbesondere für ältere Personen und Kinder eine gefährliche Situation, da der Fußverkehr

in Mitte und Berlin insgesamt unberechenbar bleibt . Um diese Gefahren zu verringern fordern wir

die Erarbeitung und rasche Umsetzung einer Fußgänger*innen-Initiative, in welcher Maßnahmen

aufgeführt werden, die den Fußverkehr fokussiert und sicherer macht.

Dazu gehören können folgendeMaßnahmen gehören, welche zumTeil rasch und ohne viele Kosten

umsetzbar sind:

• Lichtsignalschaltungen orientieren sich bei den Zeitschaltungen (kürzere Warte- und genü-

gend Übergangszeit) an den zu Fußgehenden. (Beispiele allein im Abteilungsgebiet wären et-

wa die Übergange der Torstraße am Rosenthaler Platz, die Kreuzung Memhardtstraße/Karl-

Liebknecht-Straße, die Kreuzung Spandauer Straße/Karl-Liebknecht-Straße, der Straßenüber-

gang am Alexa-Einkaufszentrum)

• Die konsequente Anwendung von Parkverboten und der Beseitigung falsch geparkter Autors,

Fahrräder, E-Bikes, insbesondere auf Gehwegen und wenn diese Verkehrsschilder versperren.

• Erhöhung der Zahl von Zebrastreifen und Fußgängerampeln

• Größere Berücksichtigung temporärer Fußverkehrswege bei Einschränkungen aufgrund von

Baustellen

• Bessere Ausleuchtung der Gehwege, insbesondere in Parkanlagen

Uns ist bewusst, dass dies nicht ohne eine Verbesserung der personellen und finanziellen Ausstat-

tung des Verkehrsbezirksamtes möglich ist. Zur Verbesserung der Lebenssituation viele Menschen

vor Ort und der Sicherheit von besonders verletzlichenMenschen im Straßenverkehr halten wir das

jedoch für eine gute Investition.
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Zuletzt halten wir eine engere Zusammenarbeit von Fraktion und Partei mit Interessensvertretun-

gen von Fußgänger*innen, wie etwa dem Fuss e.V., für eine wünschenswerte Entwicklung.
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Beschluss

Bekämpfung des Müllproblems in Berlin– Jetzt!

Die Fraktion der SPD im AGH soll sich für die Umsetzung folgender Forderungen im Land Ber-

lin einsetzen:

• Verstärkte Reinigung durch Schaffung neuer Stellen und Bereitstellung neuer Fahrzeuge bei

der BSR

• Erhöhte Frequenz von Sperrmüllabholungen

• Erhöhung des Bußgeldes für illegale Müllentsorgung und Ausschöpfung der verwaltungs-

rechtlichen Zwangsmittel

• Unterstützung und Stärkung ehrenamtlicher Initiativen zur Sauberkeit in Form von Ermäßi-

gungen / Boni

• Maßnahmen zur Sensibilisierung für die Problematik in der Lokalbevölkerung (berlinweite Öf-

fentlichkeitskampagne)
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